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von peter münch

D ie Kälte ist längst allen in die Kno-
chen gekrochen, viele hüpfen auf
und ab, doch am besten wärmt im-

mer noch die Wut: „Orbán, verschwinde“
skandiert die Menge, „dreckige Fidesz“
und „Wir haben genug“. Etwa 2000 De-
monstranten haben sich eingefunden vor
dem kantigen Gebäude des staatlichen
Fernsehsenders MTV, und für alle Fälle hat
die Polizei einen gut bewehrten Schutzring
um das ohnehin von hohen Zäunen umge-
bene Gelände gezogen. Schlagstöcke und
Tränengasgranaten sind griffbereit. Die
Stimmung ist angespannt, doch es bleibt
friedlich an diesem Abend in Budapest.

Seit Mitte vergangener Woche schon er-
lebt die ungarische Hauptstadt eine Serie
von Protesten. Fast jeden Abend gehen die
Menschen auf die Straße, erst zogen sie vor
das Parlament, nun zur Zentrale der staatli-
chen Medien, in der neben den öffentli-
chen TV- und Radiosendern auch die Nach-
richtenagentur MTI untergebracht ist. Von
hier aus versorgt die Regierung die Bevöl-
kerung mit Informationen – allerdings bis-
lang nur sehr spärlich und selektiv über
das, was direkt vor der Haustür passiert.
Dabei gibt es in diesen eisigen Dezemberta-
gen tatsächlich etwas Neues zu berichten
aus der seit langem schon schockgefrore-
nen politischen Landschaft Ungarns.

Gewiss, es hat schon größere Demons-
trationen gegeben gegen die Politik der Re-
gierung von Ministerpräsident Viktor Or-
bán und seiner Fidesz-Partei. Doch diese
Welle ist anders: Zum einen erscheint sie
ein wenig militanter – vor allem in den ers-
ten Tagen kam es zu einigen Zusammen-
stößen. Demonstranten warfen Steine und
Böller, die Polizei setzte Tränengas ein. Es
gab ein paar Dutzend Festnahmen und eini-
ge Verletzte. Vor allem aber haben sich nun
alle Parteien der Opposition zusammenge-
schlossen, um der Regierung kräftig
Druck zu machen.

Auf der kleinen, improvisierten Bühne
vor dem Fernsehgebäude drängen sich an
diesem Abend Abgeordnete aus dem ge-
samten Oppositionslager. Umringt von ei-
nem Meer aus Parteifahnen, die von den
Fußtruppen der Fraktionen kamerage-
recht geschwenkt werden, verkünden Sozi-
alisten und Liberale, Grüne und Vertreter
der ultrarechten Jobbik-Partei unisono
den neuen Geist der Kooperation. Die Ant-
wort darauf gibt die Menge in Sprechchö-
ren: „Wir stehen zusammen.“

Für Orbán, den sie hier als „Viktator“
schmähen, ist dies tatsächlich ein Warnsi-
gnal. Denn dem alten „Divide-et-impera-
Prinzip“, teile und herrsche, hat er es zu ver-
danken, dass seine Fidesz-Partei auch bei
der jüngsten Wahl im April wieder eine
Zweidrittel-Mehrheit der Parlamentssitze
ergattern konnte. Auf die ideologische Zer-
splitterung und die persönlichen Animosi-
täten zwischen seinen Konkurrenten hat
er sich stets verlassen können. Doch nun
hat die Opposition offenkundig ein einigen-
des Thema gefunden, das unter dem
Schlagwort „Sklavengesetz“ auch auf der
Straße ankommt. Es geht dabei um eine
von der Regierung initiierte Liberalisie-
rung der Arbeitszeitregelung, die es den
Unternehmern erlaubt, statt 250 künftig
400 Überstunden im Jahr anzuordnen.

Schon die im Eilverfahren durchge-
drückte Verabschiedung des Gesetzes im
Parlament am vergangenen Mittwoch war
von Tumulten begleitet. Noch am selben
Abend trug die Opposition zusammen mit
den Gewerkschaften den Protest auf die
Straße – und dort wurde sehr schnell klar,
dass es um mehr geht als nur um Überstun-
den. Es geht den Demonstranten um die
Demokratie in Ungarn.

Der bislang größte Protestzug am Sonn-
tagabend mit bis zu 15 000 Teilnehmern
führte hinaus aus der Innenstadt dorthin,
wo zwischen Autohäusern und Einkaufs-
zentren die staatlichen Medien residieren.
In einer Art Überrumpelungsaktion ver-
schaffte sich eine Gruppe von Oppositions-
abgeordneten Zugang zum Fernsehgebäu-
de. Das roch dann schon ein wenig nach
Putsch und Aufruhr, und sie verlangte, im
Studio eine Fünf-Punkte-Erklärung verle-
sen zu dürfen. Gefordert werden darin die
Rücknahme des „Sklavengesetzes“, unab-
hängige Gerichte, freie Staatsmedien, ein
Anschluss Ungarns an die Europäische
Staatsanwaltschaft sowie – als freundliche
Geste gegenüber den draußen postierten
Sicherheitskräften – weniger Überstun-
den für die Polizei.

Zur Verlesung kam es nicht, der Zugang
zu den Studios wurde den Abgeordneten
vom privaten Sicherheitsdienst verwehrt.
Stattdessen aber schickten die Parlamenta-
rier über ihre Handykameras via Facebook
permanent Live-Bilder direkt aus der Medi-
enzentrale der Regierung nach draußen.
Zu sehen war da zum Beispiel, wie der un-
abhängige Abgeordnete Ákos Hadházy am
anderen Morgen zusammen mit einer Kol-
legin sehr rüde aus dem Haus geworfen
wurde. Rücklings landete er auf der Straße
und musste sich erst einmal die Krawatte
richten. Vertreiben aber hat er sich nicht
lassen, sondern er hat ausgeharrt vor dem
Gebäude, wo er die Demonstranten auffor-
dert, „den Druck aufrecht zu erhalten auf
die Regierung“. Zehn andere Parlamentari-
er sind erst nach mehr als 24 Stunden frei-
willig aus dem Fernsehgebäude gekom-
men, und die Menge hat ihnen einen Hel-
denempfang bereitet.

Die Regierung zeigt sich bislang unbe-
eindruckt, und das sehr demonstrativ. Or-
báns Sprecher verkündet, der Protest habe
„ganz klar keine Unterstützung im Volk“.
Er sei das Werk „verzweifelter Oppositions-
politiker“, natürlich im Verbund mit dem
üblichen Verdächtigen: George Soros, den
die Fidesz-Regierurng seit der Flüchtlings-
krise zum Erzfeind aufgebaut hat.

Tatsächlich sind ein paar Tausend De-
monstranten noch keine Massenbewe-
gung, schon gar nicht auf den Straßen der
Hauptstadt, wo Orban immer schon einen
schwereren Stand hatte. Seine Machtbasis
liegt auf dem Land, und dort blieb es bis-
lang weitgehend ruhig. Doch die Oppositi-
on will diesmal einen langen Atem bewei-
sen. Am Dienstag sitzen ihre Vertreter wie-
der zusammen auf einem Podium nahe
des Parlamentsgebäudes. Von zivilem Un-
gehorsam ist die Rede und von Streiks, die
folgen sollen. „Bald kommt Weihnachten
und es könnte etwas stiller werden“, sagt
Ágnes Vadai von der Demokratischen Koa-
lition (DK). „Aber die Oppositionsparteien
werden weitermachen – im Parlament und
draußen.“

G roßbritannien bezeichnet sich ger-
ne als die älteste Demokratie der
Welt. Umso befremdlicher ist es,

dass die Brexit-Hardliner eine ähnliche
Verachtung der Demokratie an den Tag le-
gen wie die Bolschewiki während der russi-
schen Revolution vor einem Jahrhundert.
Die politische Logik ist damals wie heute
dieselbe: Eine einzige Abstimmung muss
ausreichen. Warum? Dürfte die Bevölke-
rung noch einmal abstimmen, würde das
die Fähigkeit der Bolschewiki, heute der
Brexit-Hardliner, untergraben, die „Revo-
lution“ allein nach ihrem eigenen Gutdün-
ken zu gestalten.

Boris Johnson und Konsorten sind seit
dem 24. Juni 2016 bestrebt, das eher zufälli-
ge Ergebnis des am Tag zuvor abgehalte-
nen Referendums in eine finale Mausefalle
zu verwandeln. Final deshalb, weil den Bür-
gern nun, nachdem die Verhandlungser-
gebnisse vorliegen, keine zweite Chance
zur Meinungsbekundung gegeben werden
soll. Wie das mit dem stolzen Selbstan-
spruch einer Gesellschaft zu vereinbaren
ist, die immer wieder betont, enorm viel
Wert auf die Meinung der Bürger zu legen,
bleibt das Geheimnis der Brexiteers.

Auch die Behauptung, dass mit einem
weiteren „People’s Vote“ die Büchse der
Pandora geöffnet würde und das Land an-
schließend in einen Bürgerkrieg zwischen
den Vertretern unvereinbarer Positionen
abgleiten würde, trägt nicht. Denn der ab-
grundtiefe Zwiespalt in der Gesellschaft be-

steht ja schon jetzt, auch ohne ein zweites
Votum. Insofern steuert Großbritannien
so oder so auf seine eigene Dolchstoßlegen-
de zu. Und dennoch: Die einzig relevante
und für die gesamte Geschichte der Demo-
kratie in Großbritannien hochbrisante Fra-
ge ist, ob man sich wissentlich oder unwis-
sentlich der wirtschaftlichen und sozialen
Selbstverstümmelungsmaschinerie des
Brexit aussetzt. Wissentlich tut man dies
nur, sollte ein zweites Referendum den Bre-
xit besiegeln.

Die Pseudo-Revolution des Brexit wird
in Politik und Medien von einer erzkonser-
vativen englischen Elite gesteuert, die sich
mit brillanter Dialektik der negativen Stim-
mungslage in der abgehängten Arbeiter-
schaft des Landes zur Durchsetzung ihrer
eigenen Zukunftsvision ebenso geschickt
wie zynisch bedient. Denn die Frustratio-
nen der britischen Arbeiterschicht beru-
hen ja gerade auf dem Doppelphänomen
der sozialen Exklusion und der enormen
Unnachgiebigkeit, mit der die Elite des Lan-
des bis heute eine gerechtere Verteilung
der Pfründe des Landes verhindert.

Die Idee der EU war – und ist – für die
britischen Erzkonservativen aus drei Grün-
den vollkommen inakzeptabel. Erstens
kann man sich bis heute nicht mit einer
fundamentalen Tatsache abfinden – dass
das britische Imperium vorüber ist. Insbe-
sondere die handelspolitischen Ideen der
Brexiteers beruhen auf der irrigen Annah-
me, dass sich jenseits der EU die Länder
der Welt um Handelsabkommen mit Groß-
britannien nur so reißen werden.

Zweitens ist die britische Elite nur be-
reit, einem Club anzugehören, wenn sie
ihn auch dominieren kann. „Wir sind ein-
fach nicht bereit, jemals irgendwo Teil ei-
nes Orchesters zu sein“, ist die wohl ehr-
lichste Erklärung, die man für den Anti-EU-
Impetus, der hinter dem Brexit steht, in
den Herrenklubs der britischen Haupt-
stadt zu Ohren bekommt.

Und drittens gilt die EU aus sozialpoliti-
schen Gründen als Teufelszeug. Wenn
man sich die Verbesserungen anschaut,
die der britischen Arbeiterschaft in den ver-
gangenen Jahrzehnten zuteil wurden,
kommt man zu einer überraschenden Fest-
stellung: So gut wie alle sozialpolitischen
Verbesserungen wurden über das europäi-
sche Recht eingeführt – und gehen nicht et-
wa auf die Labour-Partei in ihrer langen Re-
gierungsperiode von 1997 bis 2010 zurück,
geschweige denn auf die Großzügigkeit
der britischen Industrie. Dass die erzkon-
servativen Brexiteers nun behaupten, dass
glänzende wirtschaftliche Zeiten vor Groß-
britannien liegen, sobald es der Unterdrü-
ckung durch Brüssel entkommen sei, ist ei-
ne besondere Form des Zynismus.

Dieser Zynismus wird übrigens auch ge-
genüber der jungen Generation prakti-
ziert. Die bevorstehende Abkehr von der
EU wirkt auf viele von ihnen, besonders die
dynamischeren und unternehmerisch Ge-
sinnten, sehr demotivierend. Dabei ist es
gerade die junge Generation, die durch ih-
re künftigen Einkommen die Sozialabga-

ben verdienen soll, aus denen die (oftmals
brexitgesinnten) Rentner bezahlt werden
sollen. Aber das ficht die Brexiteers nicht
weiter an. Ihre Philosophie ist die der ver-
brannten Erde.

Die von den Brexiteers propagierte Pho-
bie vor dem Ausland ist auch aus einem an-
derem Grund eine pure Wahnvorstellung:
Die beginnende, brexitbedingte Welle von
Fabrikschließungen gerade in den ländli-
chen Gebieten unterstreicht, dass es oft-
mals europäische und japanische Unter-
nehmen waren, die in vielen von der Dein-
dustrialisierung bedrohten Zonen Großbri-
tanniens investiert haben. Die dort leben-
den Menschen sind also gerade nicht von
Brüssel oder Europa im Stich gelassen wor-
den. Das kann man von der Regierungsbü-
rokratie in London und auch der engli-
schen Business-Elite nicht behaupten. So
hat die Regierung jahrzehntelang überwie-
gend in der Region London und an der Süd-
küste investiert und diese modernisiert.

Was bei alledem die Rolle Theresa Mays
anbelangt, so ist sie fraglos eine extrem stu-
re Frau. Aber es ist der Höhepunkt männli-
cher Arroganz, wenn ihr die erzkonservati-
ven Befürworter eines harten Brexit in ih-
rer eigenen Partei nun die berühmte Defini-
tion des Wahnsinns entgegenhalten: Wahn-
sinn sei es, „immer wieder dasselbe zu tun
und dennoch ein anderes Ergebnis zu er-
warten“. In der Tat gibt es einige Leute in
der britischen Politik, die verrückt sind.
Aber dabei handelt es sich genau um dieje-

nigen Konservativen, die behaupten, die
Premierministerin sei verrückt.

Hinzu kommt, dass die Männerriege
von Jacob Rees-Mogg bis David Davis bei
Theresa May immer gerne darauf abstellt,
dass „sie“ wohl nicht imstande sei zu lie-
fern. Dahinter steckt eine ungeschminkte
Form des Sexismus. Denn das, was die erz-
konservativen Männer wollen – heraus
aus der EU und freier Zugang zum Waren-
und Dienstleistungsverkehr, ohne EU-Re-
gularien zu unterliegen – kann niemand
liefern. Das können sie aber nicht zugeben,
denn es würde sie der politischen Impo-
tenz überführen. Daher sind sie froh, sich
wenigstens in der Form Satisfaktion zu ver-
schaffen, dass sie jeden Tag auf Frau May
draufhauen. Ganz so, wie die Mexikaner
dies symbolisch mit den Piñatas tun, in der
Weihnachtszeit und bei feierlichen Anläs-
sen wie Geburtstagen. In Mexiko dreschen
allerdings beide Geschlechter nur auf eine
farbig angemalte Pappmaché-Puppe ein.

Vor zwei Monaten sah es noch so aus, als
wäre die Feierstimmung durch nichts zu
trüben. BMW, die ungarische Regierung
und die Gemeinde Debrecen im Osten des
Landes unterschrieben am 12. Oktober ei-
ne Reihe von Verträgen, die diese struktur-
schwache region nahe der rumänischen
Grenze in ein neues Zeitalter katapultieren
sollen: Der bayerische Autohersteller wird
in Debrecen im kommenden Jahr eine neu-
es Werk bauen, für rund eine Milliarde Eu-
ro. Rund 1000 Mitarbeiter sollen an dem
Standort jedes Jahr 150 000 Fahrzeuge pro-
duzieren, Verbrenner und Elektroautos
auf demselben Band. Debrecen sei dafür
„ideale Standort“, schwärmt BMW. „Ein Be-
weis für den Erfolg der ungarischen Wirt-
schaftspolitik“, schwärmt Außen- und Han-
delsminister Péter Szijjárto.

Jetzt wird diese Wirtschaftspolitik plötz-
lich zum Problem für Ungarns Regierung.

Während er die Zivilgesellschaft immer
mehr unter Druck setzt, Stimmung gegen-
Flüchtlinge macht, Medien und Gerichte
unter seine Kontrolle bringt und sich im-
mer aggressiver und nationalistischer ge-
gen die EU und ihre Grundwerte auflehnt,
sonnt sich Premierminister Viktor Orbán
in ansehnlichem Wirtschaftswachstum. In-
vestoren aus dem Ausland lockt er mit nied-
rigen Steuersätzen und Sozialabgaben, bei
deutschen Unternehmen ist das Land als
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Die Angriffe auf May
sind eine ungeschminkte
Form des Sexismus

Der Herrenklub
Eine erzkonservative, männliche, zynische Elite führt Großbritannien

in den Brexit – ohne Respekt für die Demokratie. Von Stephan-Götz Richter

Anna Donath, Vice President of the opposition party Momentum Movement, holds a flare during a protest against a proposed new labor law, billed as the 'slave law', in
Budapest, Hungary, December 16, 2018. REUTERS/Bernadett Szabo
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Proteste in Ungarn Viktor Orban regiert in Budapest mit komfortabler Mehrheit. Doch nun hat die zersplitterte Opposition
ein Thema gefunden, um dem EU-feindlichen Premierminister Paroli zu bieten: Ein von der Regierung durchs Parlament gepeitschte Gesetz

zur Ausweitung von Überstunden erregt die Menschen.


